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// Im Blickpunkth

Mit der Entscheidung des Großen Senats zur „Vererblichkeit“ von Verlustvortr�gen (BB 2008, 1038, Heft 20, mit Kommen-

tar Schulte/Knief) und ihren Folgen, insbesondere auch mit der Reichweite des vom BFH im Hinblick auf die fr�here

Rechtsprechung gew�hrten Vertrauensschutzes, setzt sich Witt in seinem Beitrag auseinander. Husken/Schmidt/Siegmund

erl�utern die Wirkung steuerfreier Einnahmen auf die Thesaurierungsbeg�nstigung und geben Gestaltungshinweise zur

optimalen Nutzung der Thesaurierungsbeg�nstigung im Zusammenhang mit steuerfreien Einnahmen.

Markus van Ghemen, Verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Gewinn aus der Ver�ußerung von

Anteilen an einer Kapitalgesellschaft als

Gewerbeertrag

Im Urteil vom 13.2.2008 – I R 63/06 – hat der

BFH entschieden, dass der Gewinn aus der Ver-

�ußerung einer zum SBV geh�renden Beteili-

gung zum Gewerbeertrag i.S. des § 7 GewStG

geh�rt und die Ber�cksichtigung der Ver�uße-

rungsgewinne bei der Festsetzung der Gewerbe-

steuer durch das DBA-Schweiz nicht ausge-

schlossen wird. Zun�chst stellte der BFH fest,

dass die ver�ußerte Beteiligung zum SBV der Ge-

sellschafter der Kl�gerin – einer KG – geh�rte:

„Eine Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft

geh�rt zum SBV des Gesellschafters einer Perso-

nengesellschaft, wenn sie in erster Linie im ge-

sch�ftlichen Interesse der Personengesellschaft

gehalten wird. Der hiernach maßgebliche Veran-

lassungszusammenhang ist nach den gesamten

Umst�nden des Einzelfalls zu beurteilen.“ Die

Ber�cksichtigung der Ver�ußerungsgewinne bei

der Festsetzung der Gewerbesteuer wird – auch

soweit es um die Gewinne des in der Schweiz

ans�ssigen Gesellschafters X geht – durch das

DBA-Schweiz nicht ausgeschlossen: „Eine Perso-

nengesellschaft, die ausschließlich in Deutsch-

land Betriebsst�tten besitzt, vermittelt ihrem in

der Schweiz ans�ssigen Gesellschafter Betriebs-

st�tten i. S. des Art. 13 Abs. 2 DBA-Schweiz. Ein

zum notwendigen Sonderbetriebsverm�gen des

Gesellschafters z�hlendes Wirtschaftsgut geh�rt

jedenfalls dann zum Betriebsverm�gen jener Be-

triebsst�tten, wenn der Gesellschafter nicht au-

ßerhalb Deutschlands weitere Betriebsst�tten

im abkommensrechtlichen Sinne besitzt.“

Schließlich war das FA auch nicht im Hinblick

auf das Ergebnis der im Jahr 1992 durchgef�hr-

ten Betriebspr�fung daran gehindert, die Ver�u-

ßerungsgewinne in die Bemessungsgrundlage

der GewSt einzubeziehen: „Eine w�hrend einer

Betriebspr�fung getroffene ,tats�chliche Ver-

st�ndigung ,kann in zeitlicher Hinsicht nur dann

�ber den Pr�fungszeitraum hinaus bindend sein,

wenn sie von allen Beteiligten in diesem Sinne

verstanden worden ist oder werden musste.“

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1198-1

unter www.betriebs-berater.de

FG Niedersachsen: Teil-Einspruchsbescheid

und Vorl�ufigkeitsvermerk

Mit Urteil vom 12.12.2007 – 7 K 249/07 – hat

das FG entschieden, dass der Vorl�ufigkeitsver-

merk „�nderungen dieser Regelung werden von

Amts wegen ber�cksichtigt; ein Einspruch ist in-

soweit nicht erforderlich“ nicht hinreichend be-

stimmt ist. Ein Teil-Einspruchsbescheid, der �ber

einen gegen die vorl�ufige Steuerfestsetzung

gerichteten Einspruch entscheidet, ist nicht

sachdienlich und damit ermessensfehlerhaft. Es

ist nicht sachdienlich im Sinne des § 367 Abs. 2a

AO, wenn die Finanzverwaltung �ber einen Ein-

spruch, der insgesamt die vorl�ufige Steuerfest-

setzung betrifft, zum Teil endg�ltig entscheiden

will.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1198-2

unter www.betriebs-berater.de

FG Hamburg: Bestand und Verwendung des

steuerlichen Einlagekontos

Mit Urteil vom 15.2.2008 – 2 K 239/06 – hat das

FG im Rahmen des Rechtsstreits um die KapESt-

Pflicht von Aussch�ttungen einer Kapitalgesell-

schaft (Kl�gerin) entschieden, dass Differenzbe-

tr�ge zwischen dem Eigenkapital nach Handels-

bilanz und nach Steuerbilanz schon dem Grunde

nach nicht den Bestand des steuerlichen Einla-

gekontos ber�hren. Eine Differenz zwischen

dem Eigenkapital nach HB und StB, die aus der

unterschiedlichen Gewinnermittlung nach Han-

delsrecht und Steuerrecht resultiert, ist danach

nicht als Zugang zum steuerlichen Einlagekonto

zu erfassen. Auch ist eine Minderung des steuer-

lichen Einlagekontos gem. § 27 Abs. 1 S. 3 KStG

auf den positiven Bestand des steuerlichen Ein-

lagekontos beschr�nkt. Dies gilt auch bereits f�r

die Gesetzesfassung f�r die Zeit vor Inkrafttreten

des SEStEG. „Eine Einlagenr�ckgew�hr, die den

Betrag des positiven Bestands des steuerlichen

Einlagekontos �berschreitet, m.a.W. eine Min-

derung des steuerlichen Einlagekontos �ber des-

sen positiven Bestand hinaus, ist nicht anzuer-

kennen.“ Der Haftungsbescheid, mit dem das FA

die nicht einbehaltene KapESt geltend gemacht

hatte, war dennoch rechtswidrig, weil f�r die

Kl�gerin die Exkulpationsm�glichkeit gem. § 44

Abs. 5 EStG greift. Das FG hat die Revision zuge-

lassen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1198-3

unter www.betriebs-berater.de

Verwaltungsanweisung
BMF: Vorl�ufige Festsetzung des

Solidarit�tszuschlags entf�llt

Das BMF hob mit Schreiben vom 14.5.2008 – IV

A 4 – S 0338/07/0003 – die Anweisung auf, Fest-

setzungen des Solidarit�tszuschlags vorl�ufig

vorzunehmen (vgl. zuletzt BMF, 14.4.2008, BStBl.

I, 536), nachdem das BVerfG durch Kammerbe-

schluss vom 11.2.2008 – 2 BvR 1708/06 – die ge-

gen den BFH-Beschluss vom 28.6.2006 – VII B

324/05 – gerichtete Verfassungsbeschwerde

nicht zur Entscheidung angenommen hatte.

VolltextdesSchr.: // BB-ONLINE BBL2008-1198-4

unter www.betriebs-berater.de

BMF: Betrieblicher Schuldzinsenabzug nach

§ 4 Abs. 4a EStG – Mitunternehmerschaften

Das Schreiben des BMF vom 7.5.2008 – IV B 2 –

S 2144/07/0001 – reagiert auf das BFH-Urteil

vom 29.3.2007, wonach bei Mitunternehmer-

schaften die �berentnahmen als Bemessungs-

grundlage f�r die nach § 4 Abs. 4a EStG nicht

abziehbaren Schuldzinsen gesellschafterbezo-

gen zu ermitteln sind.

BMF: AEAO ge�ndert

Das BMF hat den Anwendungserlass zur Abga-

benordnung ge�ndert (BMF, 21.4. 2008 – IV C 4

– S 0171/07/0038 –).

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln, K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt a.M.;
Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart
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